
„Wenn sich die dritte an der vierten Gewalt 
vergreift, geht es an die Wurzeln des Grundge-
setzes. Ich bin sprachlos, dass die Politik das so 
hinnimmt. Das wäre mal ein Betätigungsfeld für 
den West-Ministerpräsidenten und die Ost-Bun-
desministerin!“

Stefan Hans Kläsener,
Chefredakteur 
„Schleswig-Holsteinischer 
Zeitungsverlag“, Flensburg 

Mit Meinungen ist es so eine Sache. 
Mein Vater und mein Großvater ha-
ben sich einmal bei einem Abend-
essen so in die Haare bekommen, 
dass sie wochenlang nicht mitein-
ander sprachen. Es ging um große 
Themen. Den Krieg, die Judenver-
folgung, das Hitler-Regime. Böse 
Worte fielen. Gut, dass kein Staats-
anwalt im Raum war … Später hat 
man sich dann wieder vertragen. 
Nicht ganz so gut lief es bei einer 
Freundin, die am Strand in Ahrens-
hoop einen Mann beobachtete, der 

seinen Hund schlug. Sie sprach ihn 
an, ein Wort ergab das andere. Als 
die unvermeidliche „blöde Kuh“ 
fiel, rief sie die Polizei. Ein mo-
natelanger juristischer Hickhack 
folgte, bis alle Seiten einsahen, dass 
es manchmal im Leben besser ist, 
fünf gerade sein zu lassen. Hoffent-
lich geht es wenigstens dem Hund 
gut. 

Ob Tiere oder Nazis – kein The-
ma ist zu groß oder klein, um sich 
dazu nicht eine Meinung zu bilden 
und diese auch zu sagen. Oder zu 
schreiben. Früher meist ein Privi-
leg der Presse, heute in den Zeiten 

von Internet und sozialen Medien 
wie Facebook ist das Veröffentli-
chen von Meinungen für viele von 
uns ganz normal. Und wie Men-
schen so sind, die sich über dies 
und das Gedanken machen, ist 
nicht alles politisch korrekt und 
Poesiealbum-tauglich, was wir täg-
lich so von uns geben. 

Aber was darf man 
eigentlich? Spreche 
ich jemanden auf 
der Straße mit 
dem Wort 
„ L ü g n e r “ 
an, könn-

te dies schon grenzwertig sein. 
Ein Leserbriefschreiber, der einen 
Politiker „Lügner“ nennt, weil er 
ein bestimmtes Wahlversprechen 
gebrochen haben soll, muss sich 
dagegen keinen Kopf machen. Er 
kritisiert ja eigentlich die Sache. 

Zwar mit starken Worten, aber 
ohne wirklich zu beleidigen. So se-
hen es jedenfalls seit Jahrzehnten 
die höheren deutschen Gerichte, 
wenn sie zwischen der Meinungs-
freiheit und den Persönlichkeits-
rechten abwägen sollen. 

Jeder, der sich öffentlich äu-
ßert, muss immer bedenken, wie 
sich sein Gegenüber fühlt. Nicht 

alles, was man 
darf, ist deshalb 

auch richtig. 
Daher kann 
und muss 
man über vie-

le Meinungsäußerungen diskutie-
ren, streiten, sich aufregen – ger-
ne auch wutschäumend. Dazu ist 
Meinungsfreiheit da. Aber stellen 
Sie sich vor, Sie müssten bei jedem 
öffentlichen Satz, bei jedem Face-
book-Eintrag, bei jedem Leserbrief 
befürchten, dass Staatsanwälte Sie 
vor Gericht schleppen, mit Geld- 
und Freiheitsstrafen bedrohen. 
Würden Sie sich dann noch trau-
en, alles zu sagen, was Sie denken? 
Würden Sie sich nicht jedes Wort 
genau überlegen? Nur hinter vor-
gehaltener Hand tuscheln? 

Erinnert Sie das an etwas?

„In der Rabauken-Affäre geht es um einen 
Grundsatz: Darf ein Staatsanwalt, darf eine 
Richterin nach eigenem Gusto über die Presse 
entscheiden? Kontrolliert der Staat die 
Journalisten? Oder die Journalisten den Staat? 
Das Grundgesetz gibt eine klare Antwort. Also 
warten wir, wenn nicht zuvor Vernunft einkehrt, 
auf unser Verfassungsgericht.“

Paul Josef Raue,
Chefredakteur
„Thüringer Allgemeine“, Erfurt

Man wird doch noch mal sagen dürfen ...

Das sagen deutsche Chefredakteure zum Justizskandal
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Der Artikel „Rabauken-Jäger erhitzt die Gemüter” erscheint im 
Nordkurier. Reporter Thomas Krause berichtet über einen Ueckermünder 
Jäger, der ein totes Reh an der Anhängerkupplung seines Autos über die 
B 109 gezogen hatte. Der Jäger stellt nach Erscheinen des Artikels 
Anzeige.

Die Jagdbehörde eröffnet 
Verfahren zum Entzug 
des Jagdscheins, weil 
„Grundsätze deutscher 
Weidgerechtigkeit“ verletzt 
worden sind.

Die Staatsanwalt-
schaft stellt das 
Verfahren ein; der 
Jäger legt 
Beschwerde ein.

Die Staatsanwalt-
schaft stellt das 
Verfahren wieder ein; 
der Jäger legt wieder 
Beschwerde ein.

Der Generalstaatsanwalt weist die 
Staatsanwaltschaft nach erneuter 

Prüfung an, noch einmal 
Ermittlungen aufzunehmen.

Eine Amtsrichterin in 
Pasewalk verurteilt den 
Redakteur zu einer 
Geldstrafe von 1000 Euro, 
nachdem der Reporter 
einen Strafbefehl nicht 
akzeptiert hatte.

Der Nordkurier berichtet 
über die Verhandlung. 

Chefredakteur Schumacher 
kommentiert mit „Rabauken 

in Richter-Roben”.

In einer Pressemitteilung 
gibt der Oberstaatsanwalt in 

Neubrandenburg bekannt, 
er habe Anzeige wegen 

Beleidigung gegen 
Nordkurier-Chefredakteur 

Lutz Schumacher erstattet.
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Bundesweite Reaktionen

„Bild“-Zeitung, 28. Mai 2015

„Frankfuerter Allgemeine Zeitung“, 27. Mai 2015

Deutsche Presseagentur (dpa), 26. Mai 2015

Medienmagazin „Zapp“, NDR-Fernsehen, 3. Juni 2015

Mit Unverständnis hat der BDZV 
auf die Eröffnung des Ermitt-
lungsverfahrens reagiert: „Der 
Begriff ‚Rabauken-Jäger‘ als 
auch der Kommentar sind 
eindeutig von der Meinungsfrei-
heit gedeckt. Eine Wortwahl, die 
dem Gericht nicht gefällt, ist 
deshalb noch lange nicht straf-
bar. Wir müssen den Anfängen 
wehren“, so BDZV-Geschäftsfüh-
rer Dietmar Wolff. 

Dietmar Wolff 
Geschäftsführer 
des Bundesver-
bandes der 
Zeitungsverleger 
(BDZV)

Der Verband der kleinen und 
mittleren Zeitungen wandte sich 
inzwischen in einem Schreiben 
an alle Bundestagsabgeordneten: 
„Das Thema könnte einen 
Flächenbrand auslösen. Es ist 
eine bedenkliche Entwicklung, 
wenn es Sache der Strafgerichte 
wird, worüber und in welchen 
Worten die Presse zu berichten 
hat“, schreibt VdL-Geschäftsfüh-
rer Martin Wieske. 

Martin Wieske
Geschäftsführer 
des Verbandes 
Deutscher 
Lokalzeitungen 
(VdL)

Ja, man darf (fast) alles sagen. Denn glücklicherweise herrscht in unserem Land noch Meinungsfreiheit. Ab und zu müssen wir jedoch dafür kämpfen, dass das auch so bleibt. 

Lutz SchumacherVon

„Die Freiheit wird selten mit einem großen 
Knall, sondern schleichend eingeschränkt. 
Deshalb ist es wichtig, dass sich die 
Öffentlichkeit schnell, klar und eindeutig gegen 
die verwunderliche Neuinterpretation der 
Meinungsfreiheit durch die Staatsanwaltschaft 
stellt. Die ,Rheinische Post‘ steht jedenfalls an 
der Seite der Redaktion des Nordkurier.“

Michael Bröcker,
Chefredakteur 
„Rheinische Post“, Düsseldorf 

„Die Justizministerin hätte die Sache 
geräuschlos kassieren müssen. Nun aber darf  
ermittelt werden. Was eigentlich? Dass Lutz 
Schumacher Chefredakteur des Nordkurier ist? 
Dass er Journalist ist? Die Sache ist so bizarr, 
dass man sich eigentlich gar nicht vorstellen 
kann, MV sei Teil eines Staates mit einer 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung.“ 

Manfred Sauerer,
Chefredakteur
„Mittelbayerische Zeitung“, 
Regensburg 

„Die Lügenpresse-Diktion verlagert sich 
zusehends in Gerichtssäle. Wenn Richter und 
Staatsanwälte sich jetzt anheischig machen, 
das Niveau einer Zeitung bestimmen zu wollen, 
widerspricht dies dem Grundgedanken der  
Pressefreiheit. Pressefreiheit bedeutet nach 
landläufiger Auffassung – zumindest außerhalb 
Mecklenburg-Vorpommerns und seit 
Abschaffung der Sozialistengesetze 1890 -, 
dass Ausrichtung, Inhalt und Form des 
Presseerzeugnisses frei bestimmt werden 
können.“

Michael Seidel,
Chefredakteur
„Schweriner Volkszeitung“ 

„In MV gehen Strafverfolgungsbehörden gegen 
Journalisten vor, die kritisch berichten und 
kommentieren. Das ist ein Skandal. Sehr 
geehrte Vertreter der Justiz und der 
Landesregierung - bitte beenden Sie diesen 
Unsinn. Der Presse- und Meinungsfreiheit ist es 
zu verdanken, dass wir in Freiheit und Frieden 
leben. Wir Journalisten informieren, kritisieren 
und decken auf. Das ist manchmal unbequem 
und tut weh.“

Andreas Ebel,
Chefredakteur 
„Ostsee-Zeitung“, Rostock 

„Warum läuten nicht bei allen Politikern und 
Juristen die Alarmglocken? Dreister kann der 
Angriff auf die Pressefreiheit nicht gefahren 
werden. Hier liegt die Vermutung nahe, dass 
jeder, der nicht eingreift, das Vorgehen gutheißt.“

Ralf Geisenhanslüke,
Chefredakteur
„Neue Osnabrücker Zeitung“

„Meinungsfreiheit ist ein Segen für ein stabiles 
demokratisches System. Wenn Gericht und 
Staatsanwaltschaft abseits der Verfassung, die 
ja auch ihre Tätigkeit regelt, dieses Recht 
aushebeln, dann ist das der Versuch, einen 
Staat im Staate aufzubauen bzw. diesen Staat 
zu schädigen oder zu zerstören.“

Horst Seidenfaden,
Chefredakteur 
„Hessisch-Niedersächsische 
Allgemeine“, Kassel

„Haben Gerichte und Staatsanwälte in MV 
keine anderen Sorgen? Die 
Kriminalitätsstatistik mit Raub, Diebstahl, 
Erpressung und schlimmeren Delikten bietet 
eine große Angriffsfläche, an der Ermittler sich 
abarbeiten können. Der Versuch, eine Zeitung 
mundtot zu machen, muss scheitern.“

Jan Emendörfer,
Chefredakteur
„Leipziger Volkszeitung“

„,Rabauken in Richterroben‘ - dem schließe ich 
mich gerne an. Wer im Namen einer 
unabhängigen Justiz die Presse- und 
Meinungsfreiheit einschränken will, schadet 
der Demokratie. Untergräbt unsere Freiheit. 
Und ist der Richterrobe nicht würdig. 
Ausziehen, hinsetzen, nachdenken, schämen. 
Die Staatsanwaltschaft scheint aus unserer 
Geschichte nichts gelernt zu haben. Der 
Nordkurier hingegen hat seine Wächter-Rolle 
verstanden. Das immerhin unterscheidet uns 
von ‚früher‘. Das war ein Meinungsbeitrag!“

Dr. Wolfram Kiwit,
Chefredakteur der
„Ruhr Nachrichten“, Dortmund

Rabaukenjäger-Affäre –

Was bisher geschah ...

Lutz Schumacher, Chefredakteur 
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